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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung von 
Sondermaßnahmen für Raps- und Rübsensamen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung von Sondermaßnahmen 
für Raps- und Rübsensamen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 ^), insbesondere auf Artikel 36, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Unter Berücksichtigung der augenblicklichen mo- 
netären Lage und dem Fehlen von Ausgleichsbeträ- 
gen kann der Absatz von in der Gemeinschaft geern- 
teten Raps- und Rübsensamen nicht unter normalen 
Bedingungen stattfinden. Es besteht daher die Ge- 
fahr einer Desorganisation des Raps- und Rübsen- 
marktes in den Mitgliedstaaten. 

Um diesen Schwierigkeiten vorzubeugen, erscheint 
es gerechtfertigt, die Beihilfe und Erstattung bei der 
Ausfuhr um einen Betrag zu erhöhen oder zu sen- 
ken, der die tatsächlichen Wechselkurse auf die Prei- 
se der Ölsaaten in den verschiedenen Mitgliedstaa- 
ten berücksichtigt. 

Um die genannten Schwierigkeiten zu beseitigen, 
ist es ebenfalls angebracht, die Intervention in 
Deutschland und in den Beneluxstaaten auf Ölsaa- 
ten zu beschränken, die in diesen Ländern geerntet 
wurden - 


HAT FÖLGENDE VERÖRDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die in der Gemeinschaft geernteten, zur Ge- 
winnung von Öl verarbeiteten oder exportierten 
Ölsaaten erheben oder gewähren die Mitgliedstaa- 
ten Differenzbeträge unter den nachstehend festge- 
setzten Bedingungen. 


Artikel 2 

1. Die Differenzbeträge werden, festgesetzt unter 
Berücksichtigung der Auswirkung auf die Preise des 
Prozentsatzes des Unterschieds zwischen: 


— der dem Internationalen Währungsfonds erklär- 
ten und von diesem anerkannten Parität der na- 
tionalen Währung des betreffenden Mitglied- 
staats 

und 

— dem arithmetischen Mittel der während eines 
festzulegenden Zeitraums im Kassageschäft fest- 
gestellten Wechselkurse dieser Währung gegen- 
über dem Dollar der Vereinigten Staaten ange- 
wendet wird. 

2. Die Differenzbeträge werden zum ersten Mal 
nach dem in Artikel 38 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehenen Verfahren festgesetzt. 


Artikel 3 

Weicht der in Artikel 2 Absatz 1 genannte Unter- 
schied um mindestens einen Punkt von dem für die 
vorhergehende Festsetzung zugrunde gelegten Pro- 
zentsatz ab, so werden die Ausgleichsbeträge von 
der Kommission entsprechend der Abweichung des 
Unterschieds geändert. 


Artikel 4 

1. Die Differenzbeträge werden in dem Mitglied- 
staat erhoben oder gewährt, in dem die Verarbei- 
tung der Ölsaaten oder die Zollformalitäten zur 
Ausfuhr erfolgt. 

2. Die Berechtigten zu der in Artikel 27 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Beihilfe 
oder der in Artikel 28 der gleichen Verordnung vor- 
gesehenen Ausfuhrerstattung bezahlen oder erhal- 
ten die im vorstehenden Absatz genannten Beträge. 


Artikel 5 

Die zu erhebenden oder zu gewährenden Beträge 
sind diejenigen, die am Tag der Unterkontrollstel- 
lung in der Ölmühle im Sinne von Artikel 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2114/71 oder der Ausfuhr im 
Sinne von Artikel 1 der Verordnung Nr. 1041/67/ 
EWG gelten. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 
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Artikel 6 

1. In Deutschland können nur Raps- und Rübsen- 
samen zur Intervention angeboten werden, die in 
diesem Land geerntet wurden. 

2. In Belgien, Luxemburg und den Niederlanden 
können nur Raps- und Rübsensamen zur Interven- 
tion angeboten werden, die in einem dieser Mit- 
gliedstaaten geerntet wurden. 


Artikel 7 

Die Durchfühtungsbestimmungen der vorliegenden 
Verordnung werden nach dem in Artikel 38 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Kommission hat die Ausgleichsbeträge, die 
für den innergemeinschaftlichen Warenverkehr für 
Raps und Rapsöl eingeführt wurden, mit dem 1. Fe- 
bruar 1972 abgeschafft. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß das System 
der Ausgleichsbeträge das für den Rapsmarkt unge- 
eignet ist, besser durch ein System von Differenz- 
beträgen ersetzt wird, die bei der Verarbeitung von 
Raps in öl oder bei der Ausfuhr dieser Ölsaaten er- 
hoben oder gewährt werden. 

2. Das Wirtschaftsjahr für Raps hat am 1. Juli 1972 
begonnen. Die Einführung dieser Differenzbeträge 
ist daher besonders dringend, wenn ein normaler 
Abfluß der Gemeinschaftsproduktion an Raps ge- 
währleistet werden soll. 


Finanzielle Auswirkungen 

Unter Zugrundelegung einer Gemeinschaftsproduk- 
tion von 900 000 t (davon 650 000 t in Frankreich, 
220 000 t in Deutschland und 30 000 t in den Benelux- 
staaten und in Italien) und einer Verarbeitung von 
350 000 t in Frankreich, 300 000 t in Italien, 200 000 t 
in Deutschland und 50 000 t in den Beneluxstaaten, 
beläuft sich die finanzielle Auswirkung des vorlie- 
genden Vorschlages auf 3 500 000 Rechnungseinhei- 
ten. 
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